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Factsheet 2: Integration stärken  

Haushaltsplanentwurf NRW 2025 

Das Programm „Soziale Beratung von Geflüchteten“ (SBvG) soll nach dem Haushaltsplan-
entwurf 2025 aufgespalten und gekürzt werden. Von den ursprünglichen 35 Millionen Euro 
verbleiben 12,9 Millionen in dem ursprünglichen Haushaltstitel in der Abteilung Flucht des Mi-
nisteriums. 15,1 Millionen Euro werden zukünftig in der Abteilung Integration verortet. 

Insgesamt bleibt nach der Verschiebung eine Kürzung von 7 Millionen Euro, die haupt-
sächlich die Asylverfahrensberatung (AVB) mit 77 Vollzeitäquivalenten und die Asylverfah-
rensberatung für unbegleitete minderjährige Flüchtlinge (AVB umF) mit 14 Vollzeitäquivalen-
ten sowie die Rückkehrberatung in den Landesunterkünften mit 7,25 Vollzeitäquivalenten be-
trifft.1 Mit der Streichung der AVB umF entfällt eine spezialisierte Fachberatung an der 
Schnittstelle von Asyl- und Aufenthaltsrecht und SGB VIII. Die Rückkehrberatung soll von 
den Zentralen Ausländerbehörden übernommen werden. 

Gestrichen werden soll ab 2025 außerdem die Förderung Interkultureller Zentren und nied-
rigschwelliger Integrationsvorhaben, die im Haushalt 2024 noch fast 1 Millionen Euro betrug.2 

Was bedeuten diese Kürzungen? 

Das Land NRW setzt ganz auf das zentrale Unterbringungssystem und verpflichtet Asylsu-
chende aktuell, bis zu 24 Monate in Aufnahmeeinrichtungen zu leben. Die Streichung der 
Asylverfahrensberatung ist eine Abkehr von der Verpflichtung, Schutzsuchenden ei-
nen effektiven Zugang zu einer unentgeltlichen rechtlichen Beratung für das Asylver-
fahren sicherzustellen.3 Frustration und Unsicherheit der Antragsstellenden werden anstei-
gen, der Druck auf die bereits ausgelasteten Beratungsstellen in den Kommunen und in den 
Einrichtungen wird nochmals verstärkt. Eine fehlende AVB in den Einrichtungen wird dazu 
führen, dass Einrichtungsleitungen und Betreuungsdienstleistende viele Anfragen erhalten, 
die sie in ihrer Rolle nicht beantworten können und dürfen. 

Eine Streichung der AVB umF würde dieser besonders schutzbedürftigen Gruppe die 
Möglichkeit nehmen, ihre Rechte angemessen wahrzunehmen und dem System der 
Kinder- und Jugendhilfe wertvolle Expert*innen entziehen. Weder die weiteren Bera-
tungsstrukturen der Migrations- und Flüchtlingsarbeit noch die ohnehin überlasteten Struktu-
ren der Jugendhilfe können die hochspezialisierte Fachberatung übernehmen. 

Die Übertragung der Rückkehrberatung in den Landesunterkünften an die zentralen Auslän-
derbehörden (ZABs) verursacht zwangsläufig Interessenskonflikte. Ein fehlender Zugang zur 
unabhängigen Ausreise- und Perspektivberatung verhindert, dass Ausreisewillige und  
-pflichtige ergebnisoffen zu den Möglichkeiten einer Ausreise in Sicherheit und Würde bera-
ten werden. 

Mit der Förderung im Bereich der Interkulturellen Zentren und niederschwelligen Integrati-
onsvorhaben konnten in NRW zahlreiche einfach zugängliche Angebote entstehen, wie Be-
gegnungs- und Kommunikationsorte für Menschen unterschiedlicher Herkunft und Kulturen, 
so zum Beispiel Internationale Sprachcafés. Als Folge der Kürzungen werden voraus-

 
1 Die Streichungen werden begründet mit einem Verweis auf das 2023 neu aufgelegte Bundesprogramm Asylver-
fahrensberatung (§ 12a AsylG). Der Bund stellt für NRW aktuell allerdings nur Geld für circa 20 Vollzeitstellen zur 
Verfügung. Für geplante 75 Landesunterbringungseinrichtungen in NRW mit mehr als 40.000 Unterbringungsplät-
zen reicht das Angebot bei Weitem nicht aus. 
2 Einzelplan 07, Kapitel 07 080, Titelgruppe 67, Titel 686 67. 
3 Der Zugang zu unentgeltlicher Beratung ist rechtlich verankert in Art. 19 ff. der EU-VerfahrensRL. 

https://eur-lex.europa.eu/LexUri-Serv/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2013:180:0060:0095:DE:PDF
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sichtlich bestehende Angebote eingestellt werden müssen. Dies wird insbesondere  
Migrant*innenselbstorganisationen treffen, die häufig auf diese Förderung angewiesen sind. 

Zahlen, Daten und Fakten 

In Nordrhein-Westfalen gibt es aktuell 57 Landesunterkünfte. Darin werden derzeit 34.776 
Plätze aktiv betrieben, davon 6.570 Plätze in Erstaufnahmeeinrichtungen (EAE) und 28.206 
Plätze in Zentralen Unterbringungseinrichtungen (ZUE) und Notunterkünften (NU).4 

Mit Erlass vom 20. November 2023 wurde die Regelkapazität für das Landessystem auf 
insgesamt 41.000 aktiv betriebene Plätze festgelegt. Die Landesregierung plant, auch in 
den nächsten Monaten weitere Unterkünfte zu eröffnen. So sollen bis zu 75 Landesunter-
künfte entstehen. 

Das Landesprogramm Soziale Beratung von Geflüchteten (SBvG) besteht aus vielen ver-
schiedenen Beratungssäulen, die in den Landesunterkünften und in den Kommunen verortet 
sind. Die Beratungen werden durch unabhängige, also nicht-staatliche Träger, und ihre Bera-
tungsstellen durchgeführt.5 

Worum geht es in diesen drei Beratungssäulen im Programm SBvG? 

Die Asylverfahrensberatung (AVB) ist die zentrale Beratungssäule, die sicherstellen soll, 
dass Asylantragsstellende von Beginn an informiert und orientiert ihr Asylverfahren durchlau-
fen und die Anhörung vorbereitet wahrnehmen können. Bei kurzen Zeiten bis zur Anhörung 
ist die frühzeitige Beratung maßgeblich. Die Rechtsberatung stärkt und beschleunigt ein fai-
res Asylverfahren und stellt sicher, dass Geflüchtete ihre Rechte wahren können, was für ihre 
Stabilisierung und Zukunftsperspektiven unerlässlich ist. Sie berät auch zu Fragen der Unter-
bringung, Sozialleistungen und dem Arbeitsmarktzugang in den Aufnahmeeinrichtungen. 

Die Asylverfahrensberatung für unbegleitete minderjähre Flüchtlinge (AVB umF) verbin-
det als hochspezialisiere Fachberatung das Asyl- und Aufenthaltsrecht mit der Kinder- und 
Jugendhilfe. Sie schult Vormünder sowie Mitarbeitende in Jugendämtern und Jugendhilfe zu 
asylrechtlichen Fragestellungen. Hierfür wird eine sehr hohe Expertise benötigt, um eine Be-
ratung über verschiedene Rechtsbereiche hinaus sicherzustellen. 

Die Ausreise- und Perspektivberatung in Aufnahmeeinrichtungen berät unabhängig, 
vertrauensvoll und ergebnisoffen zu Möglichkeiten der freiwilligen Ausreise in das Herkunfts-
land bzw. Weiterwanderung. Hierbei werden die persönliche Situation und die gesundheitli-
chen Bedarfe mit den betroffenen Personen besprochen, damit eventuelle Unterstützungsbe-
darfe bei der Organisation der Ausreise berücksichtigt werden können. 

Fazit 

Die geplanten Haushaltskürzungen verschärfen die bestehenden Herausforderungen in den 
Bereichen Migration, Integration und Flucht. Der Abbau der Beratungen und Angebote ver-
hindert den Zugang zu Rechtsschutz und Integration mit gravierenden Folgen für die Zuge-
wanderten und unsere Gesellschaft. Ungenügende Investitionen in Integration fördern Spal-
tung und Diskriminierung sowie fremdenfeindliche Einstellungen und verstärken populisti-
sche Tendenzen. Bei einem geplanten Ausbau der Landesunterkünfte braucht es mehr und 
nicht weniger Beratungsangebote. 

 
4 Bericht des MKJFGFI: Sachstand zu Zugängen, Zuweisung, Unterbringung und Versorgung von geflüchteten 
Menschen in Nordrhein-Westfalen. 
5 Website zum Programm https://www.bra.nrw.de/foerderportal-wirtschaft/foerderportal/verbaende-vereine/foerde-
rung-der-sozialen-beratung-von-gefluechteten-nrw 

https://opal.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMV18-3137.pdf
https://opal.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMV18-3137.pdf
https://www.bra.nrw.de/foerderportal-wirtschaft/foerderportal/verbaende-vereine/foerderung-der-sozialen-beratung-von-gefluechteten-nrw
https://www.bra.nrw.de/foerderportal-wirtschaft/foerderportal/verbaende-vereine/foerderung-der-sozialen-beratung-von-gefluechteten-nrw

